
Die Verordnung selbst enthält im § 4 eine Ermächti­
gung zur Ablehnung des Antrages für den Fall, daß der 
Bank des Verkäufers der vom RE-Auftrag betroffene 
Käufer als säumiger Zahler bekannt ist und sie aus 
diesem Grunde bereits früher dem Verkäufer erklärt 
hatte, daß sie Aufträge zu Lasten dieses Käufers nicht 
mehr durchführen werde. Diese Bestimmung hat zwar 
in der bisherigen Praxis noch keine Rolle gespielt. Es 
wird jedoch zu prüfen sein, ob von ihr nicht künftig 
häufiger Gebrauch gemacht werden sollte, um auf diese 
Weise auf den Käufer, der hierbei indirekt zur Akkre­
ditivstellung genötigt wird, einen Druck auszuüben, der 
ihn zu einer Verbesserung seiner Finanzwirtschaft ver­
anlassen soll.

Auch das dem Käufer im § 3 Abs. 4 eingeräumte 
Recht, den RE-Auftrag bis zur Abbuchung des Rech­
nungsbetrages vom Konto des Käufers zu widerrufen, 
hat noch keine praktische Bedeutung erlangt; ein der­
artiger Widerruf wird auch künftig wohl zu den Aus­
nahmefällen zählen.

IV. Die K r e d i t g e w ä h r u n g
Als Grundsatz legt § 5 Abs. 1 fest, daß die Bank des 

Verkäufers diesem auf die einzuziehende Forderung 
einen Kredit zu gewähren hat; die folgenden Absätze 
bringen jedoch wesentliche Modifikationen dieses Grund­
satzes. Zunächst ist die Person des Verkäufers für die 
Beantwortung der Frage, ob und in welcher Höhe seine 
Forderung beliehen wird, von Bedeutung.

1. Forderungen von Haushaltsorganisationen werden 
niemals beliehen. Forderungen von Organen der volks­
eigenen und ihr gleichgestellten Wirtschaft sowie von 
Genossenschaften, die auf der Grundlage gesellschaft­
lichen Eigentums arbeiten, werden nach § 5 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 3 Abs. 2 der 1. DurchfBest. in voller 
Höhe beliehen.16) Diese Forderungen gehen nach § 5 
Abs. 3 mit der Kreditgewährung auf die Bank des Ver­
käufers über. Es handelt sich hierbei um einen Forde­
rungsübergang kraft Gesetzes, der im weiteren Ver­
fahren nach außen nicht in Erscheinung tritt. Der RE- 
Auftrag wird ebenso durchgeführt wie in den Fällen, 
in denen die Forderung nicht beliehen wurde und des­
halb materiell-rechtlich weiterhin dem Verkäufer zu­
steht. Einer Verlautbarung des Forderungsübergangs im 
Falle der Beleihung bedarf es aber auch nicht, weil bei 
der Ausgestaltung des RE-Verfahrens gewährleistet ist, 
daß der eingezogene Betrag auf das Konto des Ver­
käufers, also in die (durch Aufrechnung geltend zu 
machende) Zugriffsmöglichkeit seiner Bank, gelangt.

2. Forderungen von Teilnehmern nach § 2 Abs. 1 d, 
also z. B. eines Privatbetriebes, werden „nur im Rah­
men eines bereits bestehenden Kreditvertrages“ belie­
hen (§ 5 Abs. 2). Der Sinn dieser Bestimmung ist, daß 
die Kreditgewährung von dem zwischen dem Verkäufer 
und seiner Bank bestehenden vertraglichen Grundver­
hältnis abhängig sein soll. Sollen nach dem Inhalt 
dieses Vertragsverhältnisses die Forderungen des Kunden 
beliehen werden, so werden die Abreden auch zugleich 
die Frage der Sicherheiten regeln, d. h. es wird z. B. 
eine Mantelzession vereinbart sein. Besonderer Bestim­
mungen in der Bankeninkasso-Verordnung bedarf es 
daher für diese Fälle nicht. Besteht dagegen kein ver­
tragliches Kreditverhältnis, so werden die Forderungen 
des betreffenden Verkäufers eingezogen, ohne beliehen 
zu werden.

3. Wirtschaftlich gesehen stellt sich die Kreditgewäh­
rung als Vorwegbefriedigung des Verkäufers dar, der

>6) Diese Regelung ist sowohl von Seiten der Betriebe als 
auch von Seiten der Kreditinstitute kritisiert worden. Die Be­
triebe wünschen, auf eine Beleihung verzichten zu können. 
Häufig wird ein VEB sich das aber nur leisten können, weil 
er durch Verstöße gegen die Finanzdisziplin unberechtigter­
weise in den Besitz zusätzlicher Mittel gelangt ist.

Die Kreditinstitute ihrerseits legen Wert aüf eine Befugnis, 
die ihnen nach pflichtgemäßer Prüfung der Forderung hin­
sichtlich der wirtschaftlichen Zusammenhänge eine Versagung 
der Kreditierung gestatten soll. Es kommt hinzu, daß eine 
v o l l e  Beleihung auch die Gewinnspanne des Verkäufers um­
faßt; mit gutem Grund -wird deshalb auch insoweit an der 
schematischen Regelung der VO Kritik geübt. Die Berück­
sichtigung dieser Änderungswünsche würde dazu beitragen, 
die Kontrolle der Betriebe wirksamer zu gestalten.

den Vorteil hat, in Höhe des gewährten Kredits17) als­
bald über den Gegenwert seiner Rechnungen verfügen 
zu können, ohne die Laufzeit des RE-Auftrages ab- 
warten zu müssen; allerdings muß er hierfür seiner 
Bank den für RE-Kredite festgesetzten Zinssatz ent­
richten.

4. Ausnahmen vom Grundsatz des § 5 Abs. 1 stellen 
auch die im Abs. 4 angeführten Fälle dar, in denen 
kein Kredit gewährt werden darf. Der Hauptfall 
(Überschreitung der Einreichungsfrist des § 3 Abs. 1) 
ist bereits oben erwähnt worden. Die Aufstellung ist 
aber um einen weiteren Fall zu ergänzen: soweit nach 
den obigen Ausführungen in Ausnahmefällen der RE- 
Auftrag von einem Rechtsnachfolger des ursprüng­
lichen Verkäufers eingereicht werden kann, wird eine 
solche Forderung nicht beliehen.

5. Die Laufzeit des RE-Kredits erstreckt sich bis zu 
dem Tage, an dem entweder der Rechnungsbetrag bei 
der Bank des Verkäufers eingeht oder aber eine Nach­
richt, daß die Abbuchung vom Konto des Käufers nicht 
möglich gewesen ist (sog. RE-Nichtbezahltanzeige). Im 
ersten Fall wird der Kredit mit dem Rechnungsbetrag 
abgedeckt; im zweiten Fall behandelt ihn die Bank als 
sog. überfälligen Kredit nach den für diese Kredite hin­
sichtlich ihrer Buchung, Verzinsung und Abdeckung be­
stehenden Weisungen.

V. A k z e p t  u n d  E i n s p r u c h
Das zur Abbuchung des Rechnungsbetrages aus dem 

Konto des Käufers erforderliche Einverständnis (Ak­
zept) kann ausdrücklich erklärt werden (offenes Ak­
zept); in der Mehrzahl der Fälle wird das Einverständnis 
jedoch unwiderlegbar vermutet, nachdem eine gesetz­
lich bestimmte Frist verstrichen ist, ohne daß der Käu­
fer Einspruch eingelegt hat (stilles Akzept).

1. Offenes Akzept ist nach § 6 Abs. 8 in Verbindung mit 
§ 2 der 2. DurchfBest. vom 18. Juli 1952 für Abbuchun­
gen aus Konten von Haushaltsorganisationen und aus 
Sonderkonten der Deutschen Investitionsbank notwen­
dig. RE-Aufträge zu Lasten solcher Konten können also 
nur erledigt werden, wenn der Käufer sein ausdrück­
liches schriftliches Einverständnis hiermit erklärt. 
Das ist für diese Fälle deshalb bestimmt worden, weil 
dem Käufer hierbei eine Frist zu besonders genauer 
Nachprüfung zugestanden werden muß. Die Deutsche 
Notenbank hat nach § 6 Abs. 10 die Befugnis, eine Frist 
für die Erteilung des offenen Akzeptes festzusetzen. 
Nach § 3 der 2. DurchfBest. beträgt diese Frist zur Zeit 
11 Tage. Sie hat, wie aus dem Begriff des offenen Ak­
zeptes aber schon hervorgeht, keinesfalls die Bedeutung 
einer Verschweigung des Käufers bei fruchtlosem Ab­
lauf. In diesem Falle wird vielmehr mangels Akzepts 
der RE-Auftrag als nicht durchführbar mit einer Nicht­
bezahltanzeige zurückgeschickt.

2. In allen Fällen, in denen die Verordnung ein offenes 
Akzept nicht verlangt, steht gleichwohl der Abgabe einer 
ausdrücklichen Einverständnis-Erklärung nichts im 
Wege. Geht bei der Bank des Käufers eine solche Er­
klärung ein, so kann der akzeptierte Betrag alsbald ab­
gebucht werden18). Diese Möglichkeit spielt insbeson­
dere beim sog. Sofort-Akzept eine Rolle, auf das weiter 
unten noch eingegangen wird.

Die ausdrückliche Erklärung des Akzepts ist in den 
Fällen, in denen kein offenes Akzept vorgeschrieben 
ist, jedoch die Ausnahme. Für gewöhnlich tritt in diesen 
Fällen die Akzeptwirkung dadurch ein, daß der Käufer 
die auf vier Werktage bemessene Einspruchsfrist ver­
streichen läßt (sog. stilles Akzept)19).

a) Der Käufer hat innerhalb der genannten Frist die 
Möglichkeit, durch Einlegung eines Einspruchs den Ein­
tritt der Akzeptwirkung und damit die Abbuchung des 
Rechnungsbetrages zu verhindern. Diese Möglichkeit 
wird jedoch im Interesse einer Beschleunigung des Zah­
lungsverkehrs sehr erheblich dadurch eingeschränkt, daß 
der Einspruch einer Begründung bedarf und die Ver­
ordnung nur bestimmte Gründe als zulässig anerkennt.

17) Private Kreditnehmer erhalten grundsätzlich nach den 
Richtlinien der Deutschen Notenbank für kurzfristige Kredite
vom 30. März 1949 höchstens 75% beliehen.

18) Allerdings darf der Käufer nicht auf diese Weise einen 
später eingegangenen RE-Auftrag „vorziehen" und die Ab­
buchung des älteren gefährden.

ui) Die Frist ist in vielen Fällen zu lang; für diese ist an 
eine verkürzte Einspruchsfrist gedacht.
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